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Chancen und Grenzen der politischen Bildung 
im interkulturellen Dialog

Vortrag von Prof. Dr. Veronika Fischer 
bei der Fachtagung „Politische Bildung in der multireligiösen und multikulturellen Demokratie“

„Parallele Welten“ titelte die FR am 24.11. 2004 einen Artikel (von Canan Topcu), in dem drei junge Frauen vorgestellt wurden, die drei Beispiele türkischen Lebens in Deutschland verkörpern.

Zunächst lernen wir Nurdagül kennen, eine 20jährige Türkin aus Frankfurt a.M., ausgebildete Kauffrau, die zur Zeit ihr Fachabitur nachholt und Architektur studieren möchte. Sie wurde von ihren Eltern, praktizierenden Muslimen, streng und gläubig erzogen. Viel Zeit verbringt sie mit ihrer Mutter im Haushalt, geht mit ihr in die Moschee und besucht türkische Nachbarinnen. Die 20jährige setzt auf Tradition und Familienzusammenhalt. Selbstredend wird ihr Ehemann ein praktizierender türkischer Moslem sein. Nurdagül hat keine deutschen Freundinnen, pflegt nur Kontakt mit ihresgleichen. Sie verachtet jene jungen Türkinnen, die sich von ihren Wurzeln entfernt hätten und so leben wie deutsche Frauen. „Nur weil man hier lebt, muss man doch nicht so werden wie die Menschen hier!“ 

Niemals würde sie sich anfreunden mit einer wie Meltem. Die 29 Jahre alte Tochter einer anderen Gastarbeiterfamilie, die Anfang der 70er Jahre eingewandert ist, zog vor 9 Jahren von zu Hause aus, weil sie sich durch die Eltern in ihrer Freiheit zu stark beschnitten fühlte: „Sie haben mich total kontrolliert. Dabei wollte ich mich eigentlich nur mit meinen Freundinnen treffen oder mal in die Disko gehen, ohne Angst vor Ärger, ohne Lügen auftischen zu müssen.“ Inzwischen hat Meltem wieder ein gutes Verhältnis zu ihren Eltern. Sie ist ausgebildete Kauffrau und studiert zur Zeit Betriebswirtschaft. Vor zwei Jahren heiratete sie ihren türkischen Freund, mit dem sie zuvor fünf Jahre ohne Trauschein zusammen gelebt hat. Sie führt eine „glückliche und partnerschaftliche Ehe“. Die aktuelle Diskussion über die „entrechteten türkischen Frauen“ ärgert sie. Immerzu müsse sich sich gegenüber deutschen Freunden und Bekannten rechtfertigen und bei jeder Gelegenheit betonen, dass sie nicht von ihrem Mann geschlagen werde. Sicher, „es gebe solche Frauen“, sagt sie, „aber, es gibt hier auch ganz andere Türkinnen.“

Ihre Freundin Yasemin beispielsweise. Auch sie stammt aus einfachen Verhältnissen. Ihre Eltern aber sind deutlich liberaler eingestellt. Ihnen war es von Anfang an wichtig, dass ihre Tochter auf eigenen Beinen steht. Sie machte eine Schneiderlehre, parallel dazu ihren Realschulabschluss. Mit kleinen Lügen schaffte sie sich ihren Freiraum, traf sich abends mit Freundinnen, ging ins Kino oder tanzen. „Meine Eltern merkten nach und nach, dass ihre Ängste unberechtigt sind und lockerten die Zügel.“, berichtet sie. Inzwischen hat sie sich in Offenbach mit einem Atelier für Maßschneiderei selbstständig gemacht und einen türkischstämmigen Ehemann geheiratet. Wenn sie sich in einen Deutschen verliebt hätte, dann wäre es eben ein Deutscher geworden und sie hätte keinerlei Scheu gehabt, ihre Familie mit dieser Entscheidung zu konfrontieren. Auch sie ärgert sich über die Stereotypen über unterdrückte Türkinnen und rückwärts gewandte Familien. Türkische Frauen wie sie, die nicht auffallen, weil sie ein völlig „normales Leben führten“, wären für die Medien nicht interessant. „So wenig sind wir auch wieder nicht. Über uns zu berichten ist aber nicht so interessant“. 

Wenig Gemeinsamkeiten  verbinden Nurdagül mit Yasemin und Meltem bis auf die Tatsache, dass ihre Eltern aus der Türkei stammen. Alle drei Beispiele repräsentieren andere Milieus, Lebensstile, Einstellungen und ein anderes Verhältnis zu den Alltagspraktiken der Mehrheitsgesellschaft. Sie verdeutlichen,  dass trotz gleicher ethnischer Zuordnung große Differenzen in den Lebensweisen, Lebenszielen und Lebensstilen bestehen, die die Akteure zugleich weiter entfernen oder näher heranrücken lassen an die Lebensweisen und Einstellungen  von Mitgliedern der Mehrheitsgesellschaft. Diese drei Beispiele verdeutlichen, dass es die Türkin nicht gibt und dass Türkinnen selbst innerhalb der eigenen Ethnie wenig Berührungspunkte untereinander haben können, ja in parallelen Welten zu leben scheinen. Aus diesen Beispielen ist auch zu entnehmen, dass sich Frauen – wie Nurdagül - eher dem interkulturellen Dialog entziehen, während andere bewusst Kontakte eingehen und sich auf Konflikte einlassen. Nicht jeder Mensch ist daher aufgeschlossen für den interkulturellen Dialog. Auch das müssen wir zur Kenntnis nehmen und respektieren. 

Selbst die gläubige, streng religiös erzogene Nurdagül repräsentiert nicht die muslimische Frau schlechthin, sondern lebt auf ihre individuelle Weise die Religion. Bei einer Befragung des Zentrums für Türkeistudien bei 2000 Türkeistämmigen im Jahr 2001 wurde herausgestellt, welchem dynamischen Wandel der Islam in der Migration unterliegt. Die Mehrheit der Befragten definierten sich selbst als religiös. Wie sie den Islam im Alltag praktizieren und welche Bedeutung religiöse Handlungen für sie haben, beurteilten die Befragten durchaus unterschiedlich. „Insbesondere das Fasten, das Spenden von Almosen, die Beteiligung am Opferfest und die Einhaltung von Speisevorschriften werden relativ unabhängig von der Eigendefinition als religiös oder nichtreligiös praktiziert. Regelmäßiges Beten, der häufige Moscheebesuch und die Absicht zur Wallfahrt sind hingegen eher Zeichen für eine ausgeprägtere Religiosität.“ (Halm 2005, 55) Auch bei  zwei vorgegebenen Statements schieden sich die Geister. Sowohl die Aussage „Es würde mir keine Probleme bereiten, wenn mein Sohn bzw. meine Tochter eine Nichtmuslimin bzw. einen Nichtmuslim heiraten würde“ als auch die Statements: „Ich finde, am Sportunterricht oder an Klassenfahrten sollten Mädchen und Jungen nicht gemeinsam teilnehmen“ und „Muslimische Frauen sollten generell in der Öffentlichkeit ein Kopftuch tragen“ wurden unterschiedlich beantwortet. Bei der Frage des Kopftuchzwangs und  der Geschlechtertrennung im Sportunterricht und auf Klassenfahrten besteht bei den Befragten durchweg eine eher liberale, aufgeklärte Haltung, während die Heirat nichtmuslimischer Ehepartner weniger Akzeptanz findet. Auch diese Untersuchung verdeutlicht, wie heterogen die religiösen Praktiken und Wertorientierungen der befragten Muslime sind und wie wichtig es ist, einen interkulturellen oder interreligiösen Dialog nicht mit vorgestanzten Bildern im Kopf zu beginnen.

Aus den oben beschriebenen Beispielen lassen sich Konsequenzen für eine entsprechende Dialoghaltung ableiten.

Es ist wichtig, sich im interkulturellen Dialog immer auf eine individuelle Beziehung einzulassen, den anderen Menschen zunächst in seinem Sosein zu akzeptieren, offen für sein Anderssein zu sein, ohne dies sogleich für den spezifischen Ausdruck seiner ethnischen Zugehörigkeit zu halten. Dialoge nivellieren keine Unterschiede, ebnen Identitäten nicht ein, sondern lassen ihr unterschiedliches Profil offen zu Tage treten.  Dialoge leben von einer Suchbewegung, sie sind ergebnisoffen und prozesshaft, weil sich erst im Zuge des wechselseitigen Austauschens Resultate und Lösungen herauskristallisieren lassen. 

Anhand dieses Beispiels haben wir uns bereits der charakteristischen Struktur des interkulturellen Dialogs angenähert, was im Folgenden weiter ausgeführt und systematisch beleuchtet werden soll.  

I.
Der interkulturelle Dialog

Ich möchte im Weiteren klären, was denn unter dem interkulturellen Dialog zu verstehen ist und aus einer Analyse seiner Elemente eine Reihe von  Anforderungen ableiten, die sich für politische Bildung in der Einwanderungsgesellschaft ergeben und zugleich die Anschlussstellen für bestimmte pädagogische Ansätze politischer Bildungsarbeit aufzeigen. 
1.
Im interkulturellen Dialog treten Menschen unterschiedlicher kultureller Herkunft in eine interaktionale Beziehung zueinander. Diese Beziehung ist zunächst – im Sinne des Symbolischen Interaktionismus (Krappmann 1993) –  durch verbale bzw. nonverbale Zeichen, vermittelt. 

Die in dieser Kommunikation ausgetauschten Botschaften, werden durch vielfältige Faktoren beeinflusst: durch die beteiligten Individuen, die sozio-kulturellen und gesellschaftlichen Kontexte, aus denen sie stammen, die unmittelbaren Umwelten, in denen sie sich aufhalten (Raum, Institution, Stadtteil, Stadt etc.), die Situation, in der der Dialog stattfindet.

Damit der Dialog stattfinden kann, ist ein gemeinsames Drittes vonnöten: zunächst einmal die wechselseitige Anerkennung des anderen als gleichberechtigten und gleichwertigen Kommunikationspartner, eine Offenheit und Verständigungsbereitschaft auf beiden Seiten, dann eine Verkehrssprache, in der der Dialog stattfindet bzw. ein Dolmetscher, wenn keine gemeinsame Sprache vorhanden ist und ein gemeinsames Interesse an einem bestimmten Thema, über das man sich austauschen will und schließlich bestimmte kommunikative und interkulturelle Kompetenzen der Kommunikationspartner, damit der Dialog gelingt.

Damit sind die sozialen Kompetenzen benannt, die zentrales Ziel einer interkulturellen  Bildung sind. Interkulturelle Bildung verwirklicht sich vor allem im interkulturellen Dialog, in dem interkulturelle Handlungskompetenzen  erworben werden können. Interkulturelle Handlungskompetenz – auch als die bloße Möglichkeit bei Bedarf handeln zu können -  kann nur durch Handeln, in diesem Fall durch kommunikatives Handeln gelernt werden. Man erwirbt sie performativ. Dazu gehören .u.a.:

Empathie als einfühlsames Verstehen des anderen und damit zugleich

· die Fähigkeit zum Perspektivwechsel, sich also zeitweise in die Lage des anderen hineinzuversetzen und mit seinen Augen sehen zu lernen,

· Frustrationstoleranz als die Fähigkeit, am Dialog festzuhalten, auch wenn meine Erwartungshaltung enttäuscht wurde und

· Ambiguitätstoleranz als das Aushalten von Meinungen und Positionen, die meinen eigenen widersprechen

· Kommunikative Kompetenz als die Fähigkeit, den Dialog durch diskursive Strategien aufrecht zu halten, die dem anderen Respekt und Meinungsfreiheit garantieren (den anderen ausreden lassen, Schlagabtausch vermeiden, vorschnelle Verallgemeinerungen lassen, Beleidigungen und Demütigungen unterlassen etc.)

Nur wenn diese Haltungen erlernt werden, kann der interkulturelle Dialog gelingen, sind auch die Voraussetzungen für politische Bildung im interkulturellen Dialog gegeben.
2.
Das Nichtgelingen des Dialogs kann u.a. mit sprachlichen und kulturellen Missverständnissen, Fehlinterpretationen, sich widersprechenden, miteinander unvereinbaren Wert- und Normsystemen und anderen Verständigungsproblemen zusammen hängen. Je kleiner die Schnittmenge zwischen den jeweiligen Orientierungssystemen der Menschen ist, desto höher ist das Risiko des Missverstehens. In diesem Sinne verstehe ich Kultur als ein solches Orientierungssystem, das das Denken, Wahrnehmen, Fühlen und Handeln des Menschen beeinflusst und seine Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen und zum Gesellschaftssystem definiert. So enthält eine Kultur die „Landkarten der Bedeutung“ (Clarke u.a. 1979, 41), welche die Verhältnisse für die Mitglieder einer Gesellschaft verstehbar machen. Neben einem allgemeinen Repertoire an Bedeutungsmustern (z.B. eine gemeinsame Verkehrssprache) gibt es eine Ausdifferenzierung der Kultur, die je nach ihren Trägern in besondere Teil- und Subkulturen zerfällt und beispielsweise generationen-, geschlechts-, milieu-,  schicht- und berufsspezifische Charakteristika aufweisen kann (Jugend-, Senioren-, Frauen-, Homosexuellen-, Obdachlosen, Randgruppen etc.). Es gibt also neben Kultur als einem intersubjektiven Verständigungssystem viele unterschiedliche Kulturen, die den Lebenshorizont  verschiedener gesellschaftlicher Gruppen ausmachen. In einem solchen pluralen Spektrum von Kulturen sind die Kulturen verschiedener Migrantengruppen lediglich Teilkulturen, die übrigens auch wiederum nach den o.a. Kriterien in sich differenziert sind. Demnach gibt es beispielsweise nicht „die türkische Kultur“, sondern je nach Individuum und Gruppe unterschiedliche Ausprägungen. 

Die Heterogenität der Lebensentwürfe und kulturellen Deutungsmuster beinhaltet tendenziell das Risiko des Missverstehens und zwingt dazu, die eigenen Wert- und Orientierungssysteme im Dialog offen zu legen und sich ggf. darüber auseinanderzusetzen. 

Welche Schlussfolgerungen ergeben sich nun aus diesem Verständnis von Kultur für interkulturelle und für politische Bildung?

Zunächst fordert sie den Individuen eine selbstreflexive Haltung ab, sich der eigenen Gewordenheit bewusst zu werden, die vielfältigen Gruppenzugehörigkeiten und kulturellen Ausformungen zu erkennen, ethnozentrische Haltungen und Selbstgewissheiten zu hinterfragen, die das Eigene zum Maßstab für die sogenannte Normalität werden ließen. Vielmehr gilt es eine Haltung zu entwickeln, die in der Heterogenität der Lebensentwürfe die Normalität entdeckt. Damit ist ein zentrales Lernziel der sogenannten Diversity Pädagogik benannt. 

3.
Das Scheitern bzw. die Nichtaufnahme des Dialogs resultieren häufig aus einer Abgrenzungsmentalität, die dazu tendiert, bestimmte Verhaltensweisen und Merkmale einer Ethnie zuzuschreiben bzw. als Ausdrucksformen einer bestimmten „Kultur“ deklariert (Beispiel: Männliche türkische Jugendliche sind machos) , obwohl es sich häufig um individuelle, schichtspezifische, geschlechtsspezifische, gruppenspezifische, regionale oder andere Merkmale handelt (Radtke 1996).  Solche Zuschreibungen dienen vielfach einer Unterscheidung des Eigenen vom Fremden. Bestimmte Merkmale werden unter einer Kategorie wie der Ethnie gebündelt, um eine Einteilung in eine Wir-Gruppe im Unterschied zu den Anderen zu ermöglichen. Um die vermeintliche Trennschärfe zwischen dem Wir und dem Anderen herzustellen, greift man gern auf homogene Gruppenbeschreibungen unter Ausschluss intrakultureller Unterschiede zurück. Solche Zuschreibungen führen schnell zur Stereotypenbildung bzw. werden leicht zu Vorurteilen, wenn sie trotz gegenteiliger Erfahrungen und Informationen beibehalten werden. Die Zementierung solcher Zuschreibungen geht denn auch meistens mit fremdenfeindlichen Einstellungen einher. Im schlimmsten Fall sind sie Teil rassistischer Ideologien, nämlich dann, wenn sie – wie Memmi (1987) ausführt – benutzt werden, um andere Gruppen abzuwerten und von gesellschaftlichen Rechten und Teilhabemöglichkeiten auszuschließen. Heitmeyer (2003, 29) spricht in diesem Fall von verschiedenen Elementen einer „Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“, die in dem Maße zunimmt, wie soziale Integrationsleistungen abnehmen und am ehesten „gegen schwache, als belastend oder störend wahrgenommenen Gruppen mobilisiert werden kann“. Dazu zählt er Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Islamphobie, Etabliertenvorrechte, klassischer Sexismus, Heterophobie und Antisemitismus (ebenda, 19ff). Auch die Ausgegrenzten selbst sind davon nicht frei, was der wachsende Antisemitismus mancher muslimischer, pro-palästinensischer Jugendlicher zeigt (Bergmann / Wetzel 2003)

An diesem Punkt gewinnt eine Bildung Relevanz, die Vorurteile bearbeitet und Fremdenfeindlichkeit sowie Rassismus vorbeugen will. Hier haben sowohl Bildungsansätze ihren Platz, die sich im Sinne einer Erinnerungskultur im Rahmen einer historisch-politischen Bildung  mit Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und anderen Formen von Menschenrechtsverletzungen beschäftigt als auch Konzepte, die sich mit gegenwärtigen Tendenzen einer „gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ auseinandersetzen. Darüber hinaus sind Arbeitsansätze akzeptierender Jugendarbeit (Krafeld 1996) relevant, die sich an Jugendliche aus der rechtsextremen Szene wenden, auch wenn realistischerweise konstatiert werden muss, dass überzeugte rechtsextremistische Jugendliche durch politische Bildung kaum erreicht werden können (Ahlheim 2005, 381).  Auch eine interkulturelle Konfliktmediation, die Regeln und Strategien anbietet, wie auf  friedliche Weise ein Streit beizulegen ist, der Menschen einer anderen Ethnie herabwürdigt, hat hier ihren Platz.

4.
Die Angehörigen einer Gesellschaft oder Gruppe verbindet, dass sie sich im Zuge ihrer Sozialisation ein gemeinsames Repertoire an Repräsentations- und Kommunikationsmitteln angeeignet haben, worüber sie sich untereinander verständigen und ihr Handeln aufeinander abstimmen können. Auch wenn sich dieses Repertoire immer wieder verändert und neuen gesellschaftlichen Anforderungen angepasst wird, so sind die Verständigungsprozesse innerhalb der gleichen sozio-kulturellen Gruppe weniger durch Missverständnisse oder Verständigungsdefizite bedroht als der interkulturelle Dialog, in dem in der Regel unterschiedliche Orientierungssysteme aufeinander treffen. Insbesondere Migranten der ersten Generation, die in einer anderen Gesellschaft mit einem anderen kulturellen Referenzrahmen aufgewachsen sind, müssen häufig feststellen, dass ein Teil ihrer Orientierungsmuster nicht mit den Mustern der Aufnahmegesellschaft übereinstimmen. Es kommt zu Irritationen, wenn die eigenen Deutungsmuster nicht auf die neue Realität übertragbar sind. In dieser Situation entscheidet sich, ob die Zugewanderten die Diskrepanzen  aushalten und nach Wegen suchen, um mit den unterschiedlichen teils widersprüchlichen Leitlinien so umzugehen, dass sozusagen die Identitätsbalance gelingt oder ob die Betroffenen in ihrer Identität so erschüttert werden, dass sie aus der „Bahn“ geworfen werden: Psychische Überforderung, Krankheit oder soziale Marginalisierung können die Folge sein.
Bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund zeigt sich häufig ein anderes Identitätsdilemma, das in der Fachliteratur (Mecheril 2001, Badawia 2002 und 2005) als Doppelablösungsleistung bezeichnet wird. Einerseits lösen sie sich von der Gastarbeitergeneration und ihrem traditionellen Wertekanon und religiösen Vorstellungen (etwa vom traditionellen Islamverständnis) ab, andererseits lehnen sie vor allem die Moralvorstellungen, die sexuelle Freizügigkeit und das Familienverständnis der deutschen Mehrheitsgesellschaft ab und suchen nach neuen Lebensentwürfen und Formen, ihre Identität zum Ausdruck zu bringen.         

Die Geschichte der Migration hat gezeigt, dass es Formen gibt, mit der Verunsicherung produktiv umzugehen und Elemente der Herkunftskulturen mit kulturellen Elementen des Einwanderungslandes zu verbinden. In der Musikkultur gibt es solche Synthesen, z.B. im Ethnorock, oder im literarischen Bereich in Form der sog. Migrationsliteratur. Zugleich gibt es aber auch Überhöhungen traditioneller Kultur oder ein rigides Festhalten an Praktiken und Traditionen, die vielfach in der Heimat gar nicht mehr existieren und eine Folklorisierung des kulturellen Erbes zur Folge haben. Oft tritt ein solcher Konservativismus in Zeiten der Ablehnung und Ausgrenzung ethnischer Minderheiten verstärkt auf. Die positive Besetzung diskriminierter Bestandteile der eigenen Kultur dient dann als Selbstaufwertung und Selbststilisierung und ist vielfach Ausdruck eines inneren Widerstands gegen die Dominanzkultur (Keupp 1999, 171), die minoritäre Lebenszusammenhänge lediglich als Abweichung von der eigenen Norm denn als Bereicherung begreift.

Umso wichtiger ist eine Pädagogik der Anerkennung, die den interkulturellen Dialog pflegt und politische Tugenden vermittelt, die Sensibilität gegenüber Diskriminierung, Respekt  und  Akzeptanz beinhalten. Charles Taylor (1997, 13 f), der das Verlangen nach Anerkennung als ein menschliches Grundbedürfnis bezeichnet, geht davon aus, dass die Verweigerung der Anerkennung tatsächlich zu negativen Auswirkungen für die Betroffenen führt. Menschen oder Gruppen können „wirklich Schaden nehmen, eine wirkliche Deformation erleiden, wenn die Umgebung oder die Gesellschaft ein einschränkendes, herabwürdigendes oder verächtliches Bild ihrer selbst zurückspiegelt. Nichtanerkennung oder Verkennung kann Leiden verursachen, kann eine Form von Unterdrückung sein, kann den anderen in ein falsches, deformiertes Dasein einschließen.“  

Zugleich erscheint eine Stärkung der Individuen im Sinne des Empowerment wichtig. 

5.
Der interkulturelle Dialog ist durch einen Widerspruch geprägt. Zum einen funktioniert er nur, wenn sich die Partner als Gleiche anerkennen. Der pädagogische Raum, in dem er stattfindet, ermöglicht den gleichberechtigten Austausch. Zum anderen handelt es sich um einen gleichberechtigten Austausch tatsächlich ungleicher Partner bzw. Partnerinnen. Ungleich sind sie vielfach in Bezug auf ihre Bürgerrechte. Menschen mit Migrationshintergrund, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit haben, sind dem Ausländerrecht unterworfen, das eine Reihe von Bürgerrechten einschränkt. Je nach Status (Arbeitsmigrant aus EU_Land oder NichtEU-Land, Flüchtling etc.) differieren die Teilhabemöglichkeiten am politischen Gemeinwesen. Darüber hinaus gibt es Ungleichheitstatbestände in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen (Arbeitsmarkt, Wohnsektor, Bildungssystem, Kultur ...), deren Exklusionsmechanismen zu einer strukturellen Benachteiligung führen. Daraus resultieren wiederum gesellschaftliche Dominanz- und Unterordnungsverhältnisse, die einerseits mit der Diskriminierung von Minderheiten einhergehen und andererseits in der Hypostasierung der eigenen Kultur als vermeintlicher Leitkultur gipfeln.

Diese Asymmetrien hat eine politische Bildung im interkulturellen Dialog aufzugreifen. Sie thematisiert u.a.  Migration als ein Phänomen von Globalisierung und impliziert daher globales Lernen. Sie hat darüber hinaus im Sinne einer gesellschaftlich-kritischen Bildung Einsicht in die Macht- und Herrschaftsstrukturen zu vermitteln, die in der Beziehung zwischen Bevölkerungsgruppen der Majorität und der Minoritäten bestehen, u.a. mit dem Ziel, dass die Lernenden in die Lage versetzt werden, solidarisch für die gesellschaftlich Benachteiligten einzutreten und gleiche Rechte für sie einzufordern.

6.
Die Einforderung gleicher Rechte setzt einen Wertekonsens voraus, ebenso wie die faktische Kulturpluralität im interkulturellen Dialog einer normativen Absicherung und Regelung bedarf, um eine friedliche Koexistenz zu ermöglichen. Zum Bestand allgemeiner Werte gehören die Menschenrechte. Zwar sind sie in einer bestimmten Epoche philosophisch begründet worden (17./18. Jahrhundert), aber sie besitzen dem Sinn nach universelle Geltung und finden zunehmend Anerkennung im internationalen Rahmen.

Hier ist denn auch das Fundament jeglichen interkulturellen Dialogs anzusiedeln, das pädagogisch seinen Ausdruck in einer Menschenrechtsbildung findet.

II.
Welchen Stellenwert hat die politische Bildung im interkulturellen Dialog?

Im Folgenden beziehe ich mich nicht allgemein auf politische Bildung, sondern auf politische Bildung in der Einwanderungsgesellschaft, in deren Kontext auch der interkulturelle Dialog angesiedelt ist.

Zunächst einmal sei darauf verwiesen, dass es bei Bildung grundsätzlich um Prozesse der Selbstbildung geht, bei denen sich Individuen auf der Grundlage eigener Erfahrungen, Einstellungen, Wertvorstellungen, Erklärungsmuster etc. mit den jeweiligen Lernangeboten eigensinnig auseinandersetzen. Diese Form des Lernens impliziert sowohl Prozesse der Selbst-, Sach- und Gruppenreflexion, die zu Veränderungen des Wissens, der Überzeugungen, sozialen Orientierungen und Selbstgewissheiten führen können. Solche Veränderungsprozesse können nicht von außen verordnet und dem Individuum übergestülpt werden, sondern nur angeregt, begleitet und unterstützt werden. Im Unterschied zur Schule, die politische Inhalte curricular verankert und per Lehrplan vorgegeben hat, gerät die außerschulische Bildung nicht so leicht in die Falle, politische Bildung als Erziehungsvorgang zu konzipieren. Tut sie es, so wird sie ihre Adressaten möglicherweise vergraulen oder gar nicht erst erreichen können, weil sich die Angesprochenen manipuliert und überwältigt fühlen.

Politische Bildung in der Einwanderungsgesellschaft unterstützt die Menschen dabei, sich zu orientieren und ihren gesellschaftlichen Standort zu finden, was gerade in einer sich dynamisch durch Globalisierungsprozesse verändernden Gesellschaft immer schwieriger wird. Es gilt sich ggf. neu zu positionieren, die eigenen Interessen im Austausch und in Auseinandersetzung mit anderen zu formulieren und eine Urteils- sowie Handlungsfähigkeit angesichts politischer Probleme und Aufgaben zu erlangen. Politische Bildung vollzieht sich auf drei Ebenen und beinhaltet u.a.:

· Auf der Ebene des Sachwissens: Ein Wissen über die ökonomischen, politischen und sozialen Strukturen bzw. Prozesse der Einwanderungsgesellschaft, die Einsicht in Macht- und Herrschaftsstrukturen und den Zusammenhang von Interesse und Politik (am Beispiel der Zuwanderungsdebatte),  Erkenntnisse über Ursache und Funktion von Ideologien (am Beispiel von Rechtsextremismus, Rassismus oder fundamentalistischen Glaubensüberzeugungen)

· Auf der Ebene des Selbstbezugs: die Fähigkeit, das eigene Schicksal im Kontext gesellschaftlicher Strukturen und Prozesse zu sehen (beispielsweise die individuellen Motive zur Emigration vor dem Hintergrund allgemeiner gesellschaftlicher und ökonomischer Mechanismen –push und pull-Faktoren -  zu sehen), die eigenen Interessen wahrzunehmen, deren Legitimität zu prüfen und deren Beschränkungen zu erkennen (z.B. die Beschränkungen durch das Ausländerrecht), Verluste zu verarbeiten, ohne dass das Selbst gleich bedroht ist  

· Auf der Ebene des Sozialbezugs: Empathie, Authentizität, kommunikative Kompetenz, Ambiguitätstoleranz und Konfliktfähigkeit, um in einen friedlichen Dialog mit anderen zu treten und bei aller Differenz Interessensgemeinsamkeiten zu entdecken und ggf. durchzusetzen. Es gilt hier vor allem solidarisch für den anderen einzutreten und sensibel für Situationen zu werden, in denen die Menschenwürde verletzt und anderen Menschen Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeit widerfährt.

Politisches Bewusstsein bildet sich in Auseinandersetzung mit den gesellschaftlichen Verhältnissen und im konkreten Austausch mit anderen gesellschaftlichen Akteuren. Der politisch bewusste  und aufgeklärte Mensch verfügt über genügend Ressourcen, um nicht zum willfährigen Objekt für die Interessen anderer zu werden. Er durchschaut Manipulationsversuche und ist in der Lage, aktiv und gestaltend in das politische Geschehen einzugreifen. 

Bildung als politische Bildung in der Einwanderungsgesellschaft zielt auf  mündige Bürger und Bürgerinnen , die selbstbewusst und selbstverantwortlich ihre Rolle als aktive Mitglieder in der Demokratie wahrnehmen. Hier liegt die Betonung auf aktiv, weil es eben nicht mehr reicht lediglich über Urteils- und Kritikfähigkeit im Sinne des in den 70er Jahren von Giesecke formulierten Leitbilds des „mündigen Bürgers“ zu verfügen, sondern dass darüber hinaus auch Handlungskompetenz erforderlich ist. Handlungskompetenz kann wiederum nur durch Handeln erreicht werden. „Wissen und Wählen ist nicht genug, Handeln und Verantwortung müssen hinzu kommen“ (Fauser 2004, 45).

Das politische Verständnis mündiger Bürger und Bürgerinnen speist sich aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Sie sind sich  in der Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit der  historischen Gewordenheit einer relativ jungen Demokratie bewusst, respektieren und schätzen das Wertefundament der rechtsstaatlichen Verfassung u.a. als Referenzrahmen zur Beurteilung von Ungleichheit, Ungleichbehandlung und Diskriminierungen, erkennen Prozesse der Exklusion, die im Zuge der Herausbildung der Einwanderungsgesellschaft wirksam geworden sind, sind sensibel für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit und bereit, Strategien zu deren Überwindung zu entwickeln, was wiederum auch ein Bild von einer zukünftigen Gesellschaft impliziert, in der Diversität als Normalität anerkannt wird.

Diesem Idealbild des mündigen Bürgers lassen sich verschiedene pädagogische Konzeptionen zuordnen bzw. bereits verwerfen. Zunächst zu dem Ansatz, der sich in unserem Kontext wenig eignet: 

Politische Bildung als staatsbürgerliche Bildung

Zunächst einmal genügt es grundsätzlich nicht, politische Bildung bloß als Staatsbürgerkunde zu betreiben, weil Staatsbürgerkunde zunächst einmal auf eine integrative Wirkung ausgerichtet ist und Daten und Fakten über die gegenwärtige staatliche Ordnung vermittelt mit dem Ziel, eine höchst mögliche Anpassung an das herrschende System zu erreichen. Politische Bildung beschäftigt sich aber darüber hinaus auch mit den gesellschaftlichen Asymmetrien und beinhaltet daher eine kritische Haltung gegenüber den bestehenden Verhältnissen.  

Darüber hinaus setzt diese Konzeption voraus, dass die Adressaten auch tatsächlich die Rolle von Staatsbürgern und -bürgerinnen inne haben,  was aber für die Mehrheit der hier lebenden Migranten, die über keinen deutschen Pass verfügen, nicht zutrifft. Staatsbürgerliche Bildung schließt daher sogenannte Ausländer und Ausländerinnen aus. Nur wenn staatsbürgerliche Bildung zu einer widerständigen Bildung würde, die im Sinne eines territorialen Staatsverständnisses die gleichen Bürgerrechte für alle  hier Lebenden einfordern würde, könnte sie auch sogenannte Ausländer in ihre Konzeption einbeziehen. So wird im Rahmen von Diskussionen um die Verfassung der Europäischen Union die Forderung nach einer „Citoyenneté de résidence“ erhoben, d.h. eine Form der Bürgerschaft, die nicht an die Staatsangehörigkeit, sondern an den Wohnort geknüpft ist  und damit auch grundlegende Bürgerrechte auch für Drittstaatsangehörige ermöglicht (Hormel / Scherr  2004, 109). Das hieße allerdings, dass staatsbürgerliche Bildung ein anderes Verständnis vom Staatsbürger entwickeln müsste, was sie in ihrer jetzigen Form grundsätzlich in Frage stellen würde.     

Politische Bildung in der Einwanderungsgesellschaft bedarf daher anderer Konzeptionen, die ich im Folgenden kurz anreißen will:

Politische Bildung als Menschenrechtsbildung

Diese Konzeption stellt sozusagen das Fundament einer politischen Bildung in der Einwanderungsgesellschaft dar. Die Auseinandersetzung mit den verschiedenen Fassungen und Auslegungen der Menschenrechte liefert Orientierungen und Werte, die zur Beurteilung von Situationen nötig sind, die die Würde des Menschen verletzen. Artikel 1 des GG legt die Würde des Menschen als Kriterium der Gesetzgebung fest. Geprägt wird das GG vor allem durch die Philosophie der Aufklärung, maßgeblich durch Immanuel Kant, der als oberstes Prinzip der Tugendlehre in der Metaphysik der Sitten ausführt:

„Nach diesem Prinzip ist der Mensch sowohl sich selbst als andern Zweck und es ist nicht genug, dass er weder sich selbst noch andere bloß als Mittel zu brauchen befugt ist, sondern den Menschen überhaupt sich zum Zweck zu machen, ist des Menschen Pflicht.“ (Kant 1968, S. 526)

Den Menschen als Zweck seiner selbst zu sehen, beinhaltet, dass er in seiner körperlichen Unversehrtheit, seiner personalen Identität und seinen sozialen Beziehungen respektiert wird. Dieses Gebot seiner Anerkennung impliziert zugleich das Verbot seiner Demütigung. Die Würde des Menschen wird verletzt, wenn Menschen die Kontrolle über ihren Körper genommen wird, wenn sie als Personen, die sprechen oder handeln , nicht beachtet  oder ernst genommen werden bzw. wenn die Gruppen oder sozialen Kontexte, denen sie entstammen herabgesetzt  und verächtlich gemacht werden (Brumlik 2005, S. 16ff). 

Durch Menschenrechtsbildung wird eine Urteils- und Reflexionsfähigkeit gefördert, die zugleich das Bewusstsein für die Diskrepanzen zwischen den deklarierten Rechten und der sozialen Realität schärft. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, die Menschenrechte nicht bloß als einen Kanon abstrakter Rechte zu vermitteln, sondern Bezüge zur je eigenen Lebensgeschichte und Lebenssituation der Lernenden aufzuspüren und aktuelle Formen der Entwürdigung, Entrechtung und Missachtung aufzuzeigen, von denen u.a. auch Migranten betroffen sind. Zugleich ist es bedeutsam, die Menschenrechtserklärungen nicht in einem rechtspositivistischen Verständnis als quasi ehernes Konstrukt zu begreifen, sondern als historisch gesellschaftlich geprägte Dokumente, denen Erfahrungen mit konkreten Prozessen der Entrechtung und Demütigung zugrunde liegen und die deshalb auch nicht als ahistorisch universell zu verstehen sind (Hormel, Scherr 2004, 136 f).

In diesem  Sinne knüpft Menschenrechtsbildung an den „Weltaktionsplan an, der vom „Internationalen Kongress über Erziehung für Menschenrechte und Demokratie“ im März 1993 in Kanada verabschiedet wurde. Der Weltaktionsplan richtet sich an ein breites Spektrum von Einzelpersonen, Gruppen, Organisationen, Institutionen, Massenmedien und maßgeblichen Entscheidungsträgern auf nationaler und internationaler Ebene. „Der Plan umfasst die Menschenrechte in ihrem breitesten Verständnis, darin eingeschlossen, unter anderem, das Erlernen der Toleranz und der Akzeptanz des anderen, der Unterricht über Solidariät, über Bürgerbeteiligung und über die Bedeutung von gegenseitiger Achtung und Verständigung.“ (Weltaktionsplan verabschiedet vom Internationalen Kongress über Erziehung für Menschenrechte und Demokratie, Montreal, Kanada, 8.-11. März 1993).

Allerdings fehlen in der BRD bisher ein einheitlicher Begriff der Menschenrechtsbildung und Konzepte, die den Anforderungen der UN-Dekade zur Menschenrechtsbildung gerecht werden (Mihr, Rosemann 2004, 53).

Politische Bildung als Menschenrechtsbildung stellt den wertorientierten Referenzrahmen für globales Lernen,  historisch – politische Bildung ,  antirassistische, interkulturelle / interreligiöse Bildung und ein Diversity Konzept dar. Diese Ansätze werden im Folgenden nur kurz erwähnt, weil eine ausführliche Darstellung den Rahmen des vorliegenden Artikels sprengen würde.

Die Menschenrechtsbildung ist in engem Zusammenhang mit Ansätzen „Globalen Lernens“ zu sehen. Bereits in den 1970er –Jahren taucht im angloamerikanischen Sprachraum der Begriff „Global Education“ auf, der sich auf alle pädagogischen Konzeptionen bezieht, denen es um die Thematisierung von Globalisierung im Kontext von moralisch-ethischen Zielen wie Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit geht (vgl. im Überblick Seitz 2002, 366 ff., zit. in Asbrand/Scheunpflug 2005, 471) Im Rückgriff auf eine nationale und internationale Diskussion über globales Lernen  wird der Begriff wie folgt definiert: „Unter globalem Lernen wird ein pädagogisch-didaktisches Konzept verstanden, mit dem auf die Herausforderungen reagiert wird, die sich aus den fortschreitenden Globalisierungsprozessen ergeben. Globales Lernen definiert sich in sachlicher Perspektive über seine Themenbereiche, die bezogen sind auf globale Zusammenhänge – wie Entwicklung, Umwelt, Migration und Frieden – und unter dem Leitbild weltweiter Gerechtigkeit bearbeitet werden. Globales Lernen wird über die thematische Definition hinaus bestimmt durch die räumliche Perspektive, nämlich die Berücksichtigung globaler, regionaler und lokaler Zusammenhänge, und in sozialer Perspektive durch das Ziel, Lernenden den Erwerb von Kompetenzen für das Leben in der Weltgesellschaft zu ermöglichen (Scheunpflug/Schröck 2002, 15ff; Scheunpflug 2003)“ (Asbrand/Scheunpflug 2005, 469). 

Die historisch- politische Bildung wendet sich der Vergangenheit zu und ist ein Beitrag zu einer Erinnerungskultur, die sich mit dem Nationalsozialismus auseinandersetzt. Eine Bildung gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Rechtsextremismus und  Antisemitismus hat die gegenwärtigen demokratiegefährdenden Tendenzen im Blick und beschäftigt sich mit den in der Einwanderungsgesellschaft eingetretenen Verwerfungen im politischen Bewusstsein.

Die interkulturelle Bildung betont die interaktionale Komponente im Kontakt von Mitgliedern der Mehrheit und der Minderheiten und sensibilisiert für Asymmetrien im Verhältnis der Akteure zueinander.

Der Diversity Ansatz geht darüber hinaus und verweist zugleich in die Zukunft einer Gesellschaft, in der die Differenz zur Normalität wird. 

III.

Grenzen des interkulturellen Dialogs

Der interkulturelle Dialog im Sinne einer tatsächlichen informellen Begegnung existiert im Alltag der Jugendlichen kaum, was u.a. mit unterschiedlichen Formen der gesellschaftlichen Ausgrenzung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu tun hat. 

Inwieweit deutsche Jugendliche und Jugendliche mit Migrationshintergrund tatsächlich Kontakt zueinander haben, hat die Shell-Studie (2000) untersucht.

Die Autoren kommen zu dem Ergebnis,  dass fast ein Viertel der befragten deutschen Jugendlichen überhaupt nicht mit „ausländischen Altersgenossen“ zu tun haben und fast die Hälfte weniger häufig. Die Mehrheit der jungen Deutschen hat also eher seltener Kontakt zu jungen Migranten. In diesem Zusammenhang fiel auf, dass SchülerInnen und noch deutlicher StudentInnen angeben, Kontakt zu haben. Es sind vor allem die Gelegenheitsstrukturen in den schulischen Institutionen, die Begegnung ermöglichen, während in der Arbeitswelt bereits weniger Möglichkeiten bestehen. 

Dafür lassen sich vor allem Mechanismen ökonomischer Ausgrenzung als Grund  benennen: entweder weil in bestimmten Berufen kaum Migranten eingestellt noch ausgebildet werden (z.B. öffentliche Verwaltung mit einem Migrantenanteil von 4,5% und 2,6% Auszubildende, Bankgewerbe etc.), weil Migranten oft überproportional in  Berufen mit besonders belastenden, schlecht bezahlten Tätigkeiten vertreten sind (Gaststättengewerbe, Reinigungsberufe, Baugewerbe etc.) oder im Betrieb in bestimmten Bereichen arbeiten, die eher auf der unteren Hierarchie-Ebene angesiedelt sind. Weniger als ein Viertel der berufstätigen deutschen Jugendlichen pflegt demnach Kontakte zu Nicht-deutschen.

Zu diesem Gesamtbefund tragen vor allem Jugendliche aus Ostdeutschland bei

Was für den Berufsbereich gilt, trifft auch für den Freizeitbereich zu. Gut die Hälfte der deutschen Jugendlichen verbringt die Freizeit ausschließlich mit deutschen Freunden und Freundinnen. Ein Grund dafür ist u.a. in der sozialräumlichen Segregation zu sehen.  „In bestimmten Quartieren der Innenstädte, aber auch in Großsiedlungen an der Peripherie bilden sich räumlich eingegrenzte Milieus einer sozial heterogenen Bewohnerschaft aus Armen, Ausländern und Arbeitslosen“ (Häußermann u.a. 2004, 10). Oft führen Prozesse sozialräumlicher Segregation dazu, dass Deutsche aus den Quartieren mit hohem Migrantenanteil ausziehen (ebenda 225) und diejenigen, die verbleiben, Migranten eher als Verursacher für die soziale Verelendung in den Stadtteilen sehen und entsprechend meiden. Man versucht durch entsprechende ethnische Grenzziehungen und Abwertung der Anderen die eigene soziale Position aufzuwerten. Auch hier ist daher kein Raum für interkulturelle Kontakte, eher ein fruchtbarer Boden für interethnische Konflikte (Bildung von aggressiven Jugendgangs). Die soziale Isolation in den sogenannten ethnischen Kolonien wird durch langanhaltende Arbeitslosigkeit der Betroffenen noch verstärkt. „Fallen die ökonomischen Brücken, die der Arbeitsmarkt in die Aufnahmegesellschaft bildet, weg, dann kann die räumlich segregierte  ethnische ‚community‘ zu einer Falle werden – denn nun kann die räumliche Isolation die soziale Isolation verstärken“ (Häußermann / Kapphan 2004, 213). Solche Prozesse sozialräumlicher Segregation finden beispielsweise ihren Niederschlag in einer Ethnisierung von Jugendzentren, wo nur noch Jugendliche einer bestimmten Ethnie verkehren. 

Wenn Freizeitbeschäftigungen in gemischten Gruppen ( mit deutschen und Jugendlichen aus Migrantenfamilien) angegeben werden, dann  hauptsächlich in den Bereichen Sport, Feiern/Partys, Kneipenbesuch und Musikmachen.

Insofern wäre es wichtig zu untersuchen, inwieweit beispielsweise die Veranstaltungen der außerschulischen Jugendbildung und Erwachsenenbildung auch von Jugendlichen mit Migrationshintergrund besucht werden (Erhebung der Anzahl, der quantitativen Verteilung auf die Gruppen, die Zusammensetzung nach Nationalitäten, die Bildungsvoraussetzungen). Die Hemmschwellen und Barrieren, die u.a. Jugendliche mit Migrationshintergrund (aber auch andere) daran hindern, politische Bildungsveranstaltungen zu besuchen, sind ausfindig zu machen. In diesem Zusammenhang sind auch geschlechtsspezifische Faktoren zu berücksichtigen ( z.B. bei jungen muslimischen Frauen). Die Einstellung von Fachpersonal mit Migrationshintergrund ist ebenfalls ein wichtiger Schritt, um den Zugang zu den Zielgruppen zu verbessern (Türöffner-Funktion) 

IV.
Chancen für politische Bildung im interkulturellen Dialog

Genauso wie  strukturelle Faktoren (Arbeitslosigkeit, sozialräumliche Segregation, Bildungsbenachteiligung etc.) zu Exklusion auf dem Arbeits-, Wohnungsmarkt und im Bildungsbereich führen, kann eine gelungene Integration in einem dieser Teilbereiche zu Inklusion und zu besseren Bedingungen für den interkulturellen Dialog führen.

Dies zeigte eine Studie des Deutschen Jugendinstituts (Bednarz-Braun, Bischoff (2204) aus dem Jahr 2004. In vier industriellen Großbetrieben aus Nord-, West- und Süddeutschland wurden 886 weibliche und männliche Auszubildende schriftlich danach befragt, wie sie im betrieblichen Ausbildungsalltag miteinander auskommen, mit 47 Auszubildenden wurden persönliche Interviews zu dieser Frage geführt. Die Mehrheit der Befragten (90%) wird in multikulturell zusammen gesetzten Gruppen ausgebildet. Die befragten Jugendlichen nehmen die multikulturelle Zusammensetzung der Ausbildungsgruppen und die Zusammenarbeit als angenehm und positiv wahr. Ihrer Meinung nach ist die Ausbildung interessanter und vielfältiger, wenn Jugendliche aus verschiedenen Herkunftskulturen zusammen ausgebildet werden. Der interkulturelle Dialog über alle möglichen Themen, gegenseitige Hilfestellungen, Austausch von Informationen, Pausen gemeinsam zu verbringen, zusammen zu essen, Ausbildungsprobleme zu besprechen und nach Lösungen zu suchen, all dies gehört zu den Selbstverständlichkeiten im interkulturellen Kontakt. Lediglich persönliche Angelegenheiten werden lieber in der eigenkulturellen Gruppe besprochen. Neben einigen Einschränkungen wie einer geringen Zustimmung zu einer weiteren Zunahme an Auszubildenden mit Migrationshintergrund (insbesondere seitens der deutschen Azubis), einer ablehnenden Haltung der Deutschen gegenüber der muttersprachlichen Kommunikation der Migrantenjugendlichen und der Erwartung der deutschen Jugendlichen, die Migrantenjugendlichen sollten sich den Gepflogenheiten der deutschen Mehrheitsgesellschaft anpassen, kommen die Autorinnen grundsätzlich zu einem vorläufigen positiven Fazit:

„Je größer die alltägliche Nähe und je regelmäßiger der betriebliche Umgang miteinander ist, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich die Auszubildenden unterschiedlicher kultureller Herkunft untereinander gut verstehen. Je selbstverständlicher das gemeinsame Lernen und Arbeiten wird, umso vertrauter gehen die Auszubildenden unterschiedlicher Herkunftskultur miteinander um und umso besser entwickeln sich ihre interkulturellen Beziehungen. Ihr gleichgerichtetes Interesse und Ziel ist es, die Ausbildung möglichst efolgreich zu durchlaufen und mit gutem Resultat abzuschließen.“ (ebenda 7)

Was heißt das nun für die politische Bildung im interkulturellen Dialog?

1
Politische Bildung ist zunächst einmal von den Rahmenbedingungen abhängig, die für den interkulturellen Dialog gegeben sind. Dort sind die Vorzeichen für  interkulturelle Begegnungen günstig, wo sie bereits auch im Alltag stattfinden, wo eine gewisse Integration in ein gesellschaftliches Subsystem gelungen ist: Interkulturelle Begegnung kann beispielsweise- wie im oben beschriebenen Fall – im Ausbildungsbereich stattfinden,  in einem Stadtteil mit funktionierenden, noch nicht entmischten Orten der Begegnung (Jugendzentrum, Gemeinde),  im Kulturbereich im Rahmen attraktiver jugendkultureller Projekte (Medienprojekte, Theater, Musik, Tanz etc.) oder  im kommunalen Bereich im Rahmen von internationalen Austausch- und Begegnungsprogrammen (Städtepartnerschaften etc.). 

2.
Hier hat politische Bildung Themen politischer Relevanz an den Interessen und Bedürfnislagen der Migrantenjugendlichen zu orientieren und gemeinsam mit den Jugendlichen auszuwählen und zu bearbeiten. Die Untersuchung von Bednarz-Braun und Bischoff zeigt sehr gut, an welchen Stellen Reibungsflächen im interkulturellen Kontakt auftreten: bei der Frage der Aufnahme von weiteren  Migrantenjugendlichen in den Betrieb und den damit verbundenen Existenzängsten, bei der Angst vor Überfremdung, die sich in der Ablehnung des Gebrauchs der Muttersprache seitens der Migrantenjugendlichen zeigt und bei der Erwartung, die anderen hätten sich den deutschen Gepflogenheiten anzupassen. Politische Bildung im interkulturellen Dialog setzt sich daher mit dem Eigenen und Fremden auseinander und thematisiert die Schwachstellen in der interkulturellen Beziehungen und wie sie überwunden werden können.        

3.
Die seltenen Gelegenheitsstrukturen für den interkulturellen Dialog im Alltag zeigen, dass der Dialog initiiert, moderiert und verstetigt werden muss. Dazu bedarf es zunächst einer Analyse der Interessen und Bedürfnisse (Befragungen, biographische / narrative Interviews / Gruppengespräche in Migrantenselbstorganisationen, bestehenden Gruppenangeboten der politischen Bildung von Arbeit und Leben oder in Schulen mit gemischten Klassen). 

Neue motivationsfördernde Wege der Zielgruppenansprache müssen beschritten werden. Dazu gehört z.B. die Kontaktaufnahme zu den Jugendabteilungen von Migrantenselbstorganisationen, die sich einer demokratischen Kultur verpflichtet und gegenüber der deutschen  Öffentlichkeit geöffnet haben. 

Es muss damit gerechnet werden, dass das Interesse an Politik bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund eher gering ist (Bundesbeauftragte 2002, 172f). Einer DJI-Studie zufolge orientieren sich junge Migranten sehr stark an der Familienmeinung, die sich allerdings weitgehend durch ein Desinteresse an Politik auszeichnet ( 45% ohne polit. Interesse, 40% nicht so stark interessiert, Mannheimer Zentrum für Sozialforschung 1997), was letztlich einer jahrelangen Entmündigung und einer durch das Ausländergesetz verordneten Politikabstinenz geschuldet ist. Insofern sind die Selbstorganisationen der Migranten auch am ehesten Orte, wo Migranten ihre Interessen artikulieren und nach Wegen politischer Durchsetzung suchen. Sie sollten daher darin unterstützt werden, ihre Anliegen überzeugend und öffentlichkeitswirksam vorzutragen. Das könnte bedeuten, dass sie durch Experten in Form von Multiplikatorenschulungen darauf professionell vorbereitet werden. Auch ein Support der Selbsthilfestrukturen in diesem Sinne kann Teil politischer Bildung sein und dem Dialog an Runden Tischen, in Integrationsräten und in anderen kommunalen Kontexten zur Wirksamkeit verhelfen, was wiederum mit Anforderungen an die interkulturellen Kompetenzen des pädagogischen Personals verbunden ist (Fischer u.a. 2005).

4.
Der Dialog sollte an den gemeinsamen jugendspezifischen Interessen und Erwartungshaltungen ansetzen (Interesse an den neuen Medien, Musik, Sport) und diese für die politische Bildung nutzen. Auch jugendkulturelle Stile haben inzwischen unübersehbar transnationalen Charakter angenommen (Rave, Techno, House, Punk) und bilden einen gemeinsamen Erlebnishorizont. Darüber hinaus sollten gemeinsame Themen aufgegriffen werden, die mit den Entwicklungsaufgaben des Jugendalters zu tun haben und zur Identitätsbildung beitragen. Dazu gehört auch die Herausbildung und Stärkung des politischen Subjekts, das sich gegen Missstände und vermeintliche Autoritäten (aus der Politik, Kirche, Parteien etc.) wehrt. 

Gerade im Jugendalter bildet sich bei einer Reihe von Jugendlichen ein Gerechtigkeitsdenken heraus, das empfindsam gegenüber Ungleichbehandlung, Gewalt, Diskriminierung und Demokratiedefiziten reagiert. Ein Teil dieser Jugendlichen gehört zu einem globalisierungskritischen Gegenmilieu, das sich in transnationalen Netzen organisiert hat und bereits aus eigenem Impuls interkulturell kommuniziert. Auch bei den muslimischen Jugendlichen regt sich Widerstand. Hier wird das zunehmende Misstrauen gegenüber Muslimen und die pauschale Verurteilung des Islam angeprangert, die sich im Gefolge des 11. September 2001 und des Irak-Kriegs ausbreiten. Die politische Instrumentalisierung des Islam ist zur Zeit ein wichtiges Thema, das deutsche und muslimische Jugendliche gleichermaßen betrifft.  

In diesem Zusammenhang kommt auch den kulturellen Selbstzuschreibungen von deutschen Jugendlichen und Jugendlichen mit Migrationshintergrund eine besondere Rolle zu. 

Kultur stellt einen Referenzrahmen für die Identitätsbildung eines jeden Individuums dar. Identität ist das Ergebnis eines subjektiven Verarbeitungsprozesses, der über die gesamte Lebensspanne andauert. Keupp (1999, 276)  spricht in diesem Zusammenhang von einer Passungsarbeit, „die zu einer mehr oder weniger gelungenen Einpassung des Subjekts mit all seinen oft widerstreitenden Anteilen in eine ebenfalls ambivalente, dynamische und komplexe Welt “ führt. Die sich fortschreitend fragmentarisierende Welt findet quasi ihren spiegelbildlichen Ausdruck in einem Patchwork der subjektiven Identität. Dem Individuum ist es nun aufgegeben, aus einer mehr oder weniger großen Anzahl an möglichen Identitätsentwürfen diejenigen auszuwählen und in sein Selbstkonzept zu integrieren, die es für sich als stimmig erklärt. Diese Stimmigkeit macht denn auch die Kohärenz seines Selbstkonzepts, was nicht mit einer inneren Harmonie und Einheitlichkeit zu verwechseln ist, sondern ein inneres Gleichgewicht meint, das für eine bestimmte Zeit herrscht und durch veränderte Optionen wieder umgestoßen werden kann, um erneut austariert zu werden (ebenda, 267). Insofern ist es wichtig, Jugendliche nicht stereotyp auf eine vermeintlich homogene kulturelle Herkunft – als TürkInnen, GriechInnen, ItalienerInnen etc. – festzulegen, sondern die vielen Facetten ihrer Selbstkonzepte und ihr Zugehörigkeitsgefühl zu unterschiedlichen sozialen Gruppen (Schulklasse, Verein, Tanzgruppe etc.) im Blick zu haben. Ihre kulturelle Selbstzuschreibung ist nur ein Teil des Identitätsmangements, wenn auch ein wichtiger in der Migrationssituation.  Die Beschäftigung mit Fragen der Identitätsbildung stellt daher eine wichtige Entwicklungsaufgabe im Jugendalter dar und sollte auch Teil politischer Bildung sein. Methodisch eignet sich die Biographiearbeit besonders gut, um selbstreflexive, die Identität stärkende Prozesse einzuleiten. 

5.
Es bedarf ansprechender,  kreativer Methoden, um das Interesse der Jugendlichen zu wecken. Politische Jugendbildung kann in diesem Zusammenhang auf erlebnispädagogische (Becher 2002), kulturpädagogische ( Theater, Tanz, Malerei etc.), biographische Ansätze, Interaktionsmethoden, Zukunftswerkstätten, Geschichtswerkstätten, Zeitzeugenarbeit und Reisen zurückgreifen. Die verschiedenen Ansätze können auch kombiniert werden.

Beispiel: „Fluchtwege – auf den Spuren der Vertreibung in Osteuropa“: Mit dem Fahrrad machten sich TeilnehmerInnen eines internationalen Jugendsommerprojekts (Jugendliche aus Litauen, Polen, Russland und Deutschland) auf die Reise nach Litauen, Polen, Russland, um den Spuren von Krieg, Flucht und Deportation nachzugehen. Zeitzeugenbefragungen, Videoaufzeichnungen, Vertextung der Erfahrungen auf dem mitgeführten Laptop führten zu einer aktiven Auseinandersetzung mit dem Thema, förderten die selbständige Urteilsbildung und zwangen inmitten einer multilingualen Situation zu Strategien gegenseitiger Verständigung. Das Erlebnis der gemeinsamen Reise mit dem Rad birgt ebenfalls viele Situationen, die kooperativ zu bewältigen sind und stärkt die Gruppenkohäsion (siehe Experimente von Sherif u.a. aus den 50er Jahren).

6.
Es reicht nicht, lediglich über Demokratie und interkulturelle Verständigung zu reden, sie muss auch gelebt und praktisch nachvollzogen werden. Der interkulturelle Dialog sollte auch in handlungsorientierte Zusammenhänge eingebettet werden (z.B. ein internationales workcamp, in dem Jugendliche Werte, Normen und Regeln für ein demokratisches Zusammenleben aufstellen und für eine begrenzte Zeit gemeinsam leben: „citizenship – eine multinationale Jugendbegegnung“ oder ein Bildungsseminar für Aussiedler/-innen und Migranten/Migrantinnen, das u.a. mit der Teilnahme an einer Stadtratsitzung verbunden war (aksb-inform 2/2005).

7.
Der interkulturelle Dialog bedarf starker Partner. Empowerment- Ansätze helfen, Selbstbewusstsein und Durchsetzungswillen zu entwickeln. In diesem Zusammenhang kommt der Fortbildung von Jugendlichen für die Jugendverbandsarbeit eine besondere Bedeutung zu. Auch die Migrantenselbstorganisationen betreiben Jugendarbeit, so dass nach Prüfung der politischen Rahmenbedingungen auch eine Vernetzung mit den Selbstorganisationen und eine Förderung der Aktiven in diesen Organisationen wichtig erscheint. 

8.
Neben der Vernetzung auf lokaler Ebene ist auch auf internationaler Ebene  eine Vernetzung mit Jugendverbänden und Organisationen anzustreben. 

Zieht man eine Bilanz, so gilt es, die unterschiedlichen Facetten der pädagogischen Diskussion zu bündeln und unter dem allgemeinen Dach einer „Pädagogik der Einwanderungsgesellschaft“ zusammen zu führen. Im Kern setzt sich eine solche Pädagogik mit den Ursachen und Auswirkungen von Globalisierung, Migration und kultureller Diversität auseinander und entwickelt Konzepte, die die Individuen in die Lage versetzen, kritisch- analytisch die gesellschaftlichen Strukturen und herrschenden Ideologien zu erkennen,  selbstreflexiv ihren eigenen Standort zu benennen, kommunikativ in Beziehung zu Menschen bzw. Gruppen anderer kultureller Herkunft zu treten und ihre persönlichen Ressourcen und Potenziale für Selbstorganisation und Veränderung zu nutzen.
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